
Schriftliche Anfrage
des Abgeordneten Gerd Mannes AfD
vom 09.08.2019

Finanztransaktionssteuer

Laut Bericht der „Welt“ vom 18/19.06.2019 (https://www.welt.de/finanzen/geldanla-
ge/plus195450837/Olaf-Scholz-Finanztransaktionssteuer-trifft-den-kleinen-Sparer.
html) und des „Handelsblatts“ vom 13.06.2019 (https://www.handelsblatt.com/po 
litik/deutschland/klausurtagung-finanzminister-scholz-fordert-von-ministerien-weitere-
einsparungen-im-haushalt-/24452278.html) plant der deutsche Bundesminister der 
Finanzen Olaf Scholz gemeinsam mit anderen EU-Mitgliedern die Einführung einer Fi-
nanztransaktionssteuer (FTS). Dies wird auch die bayerische Wirtschaft und Bevölke-
rung betreffen.

Ich frage die Staatsregierung:

1.1 Wie steht die Staatsregierung zur Einführung einer mehr oder weniger EU-weiten 
Finanztransaktionssteuer?

1.2 Wie steht – soweit bekannt – die Bundesregierung unter Regierungsbeteiligung 
der CSU dazu?

1.3 Wie stehen – soweit bekannt – die Europäische Kommission und ihre deutschen 
Vertreter dazu?

2.1 Welche negativen Beiträge für Deutschland und Bayern sind zu erwarten (bitte 
nach Geldwert, Bundesländern und dem bayerischen Anteil inkl. der Regierungs-
bezirke aufschlüsseln)?

2.2 Welche positiven Beiträge für Deutschland sind – soweit bekannt – zu erwarten 
(bitte nach Geldwert, Bundesländern und dem bayerischen Anteil inkl. der Regie-
rungsbezirke aufschlüsseln)?

3.1 Wie verhält sich diese neue Steuer bezüglich der Arbeitsplätze in Bayern (bitte 
nach Regierungsbezirken aufschlüsseln)?

3.2 Wie verhält sich diese neue Steuer bezüglich der Arbeitsplätze in Bayern (bitte 
nach Branchen aufschlüsseln)?

3.3 Mit welchem bürokratischen Mehraufwand in Bayern kann man nach der Ein-
führung der Steuer rechnen (bitte nach Zeit, Branchen, privat und staatlich auf-
schlüsseln)?

4.1 Welche sind nach Kenntnis der Staatsregierung die strittigen Punkte im Rahmen 
der Verhandlungen zwischen den beteiligten EU-Ländern?

4.2 Sofern die Staatsregierung strittige Punkte vertritt, welche vertritt sie?

5.1 Gibt es – soweit bekannt – gesetzliche EU-Regelungen, die eine Einführung er-
schweren könnten (bitte jeweils mit Aktenzeichen angeben)?

5.2 Gibt es – soweit bekannt – bundesrechtliche Regelungen, die eine Einführung 
erschweren könnten (bitte jeweils mit Aktenzeichen angeben)?

5.3 Können das Bundesland Bayern und die Staatsregierung das Vorhaben erschwe-
ren, rechtlich sogar verhindern (bitte jeweils mit Aktenzeichen angeben)?

6.1 Wie ist die Finanztransaktionssteuer in dem diskutierten Konzept aufgebaut?
6.2 Wird es nach Kenntnis der Staatsregierung eine Staffelung der Steuersätze oder 

Freibeträge für private Sparer, die ihr Geld u. a. auch in Aktien o. Ä. anlegen, ge-
ben?

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de – Dokumente abrufbar. 
Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen/Tagesübersicht zur Verfügung.

18. Wahlperiode 25.10.2019  Drucksache 18/3599

https://www.welt.de/finanzen/geldanlage/plus195450837/Olaf-Scholz-Finanztransaktionssteuer-trifft-den-kleinen-Sparer.html
https://www.welt.de/finanzen/geldanlage/plus195450837/Olaf-Scholz-Finanztransaktionssteuer-trifft-den-kleinen-Sparer.html
https://www.welt.de/finanzen/geldanlage/plus195450837/Olaf-Scholz-Finanztransaktionssteuer-trifft-den-kleinen-Sparer.html
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/klausurtagung-finanzminister-scholz-fordert-von-ministerien-weitere-einsparungen-im-haushalt-/24452278.html
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/klausurtagung-finanzminister-scholz-fordert-von-ministerien-weitere-einsparungen-im-haushalt-/24452278.html
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/klausurtagung-finanzminister-scholz-fordert-von-ministerien-weitere-einsparungen-im-haushalt-/24452278.html


Bayerischer Landtag   18. WahlperiodeDrucksache 18/3599 Seite 2/4 

6.3 Mit welchen Maßnahmen können die Bürger rechnen, damit ihre Steuerbelas-
tung nicht noch weiter zulegt?

7.1 Wie viele Arbeitsplätze in der Finanz- und Bankenbranche gibt es in Bayern (bitte 
nach Metropolregionen und Regierungsbezirken aufschlüsseln)?

7.2 Wie viele Personen mit Aktienbeteiligungen (Aktien, Aktienfonds, Mischfonds 
etc.) gibt es in Bayern (bitte nach Regierungsbezirken aufschlüsseln)?

7.3 Wie viele Personen mit Aktienbeteiligungen (Aktien, Aktienfonds, Mischfonds 
etc.) gibt es in Bayern (bitte nach Depotwert in folgende Gruppen aufschlüsseln: 
unter 50.000 Euro, unter 100.000 Euro, unter 500.000 Euro, unter 1.000.000 
Euro und über 1.000.000 Euro)?

Antwort
des Staatsministeriums der Finanzen und für Heimat im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales zu Frage 8.1
vom 05.09.2019

1.1 Wie steht die Staatsregierung zur Einführung einer mehr oder weniger EU-
weiten Finanztransaktionssteuer?

1.2 Wie steht – soweit bekannt – die Bundesregierung unter Regierungsbeteili-
gung der CSU dazu?

1.3 Wie stehen – soweit bekannt – die Europäische Kommission und ihre deut-
schen Vertreter dazu?

Die Einführung einer FTS wird im Rahmen der Verstärkten Zusammenarbeit von derzeit 
zehn Mitgliedstaaten (Österreich, Deutschland, Belgien, Frankreich, Griechenland, Ita-
lien, Portugal, Slowenien, Slowakei und Spanien) weiterverfolgt. Die Einigung soll auf 
Basis der bereits eingeführten französischen FTS mit Unterstützung der Europäischen 
Kommission herbeigeführt werden. Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD 
wurde auf Bundesebene die Einführung einer FTS vereinbart. 

2.1 Welche negativen Beiträge für Deutschland und Bayern sind zu erwarten 
(bitte nach Geldwert, Bundesländern und dem bayerischen Anteil inkl. der 
Regierungsbezirke aufschlüsseln)?

2.2 Welche positiven Beiträge für Deutschland sind – soweit bekannt – zu er-
warten (bitte nach Geldwert, Bundesländern und dem bayerischen Anteil 
inkl. der Regierungsbezirke aufschlüsseln)?

Das Steueraufkommen aus der auf EU-Ebene diskutierten FTS wird für Deutschland 
nach groben Schätzungen der EU-Kommission auf 1,25 Mrd. Euro beziffert. Schätzun-
gen zu den Kosten einer FTS liegen der Staatsregierung bisher nicht vor.

3.1 Wie verhält sich diese neue Steuer bezüglich der Arbeitsplätze in Bayern 
(bitte nach Regierungsbezirken aufschlüsseln)?

3.2 Wie verhält sich diese neue Steuer bezüglich der Arbeitsplätze in Bayern 
(bitte nach Branchen aufschlüsseln)?

3.3 Mit welchem bürokratischen Mehraufwand in Bayern kann man nach der 
Einführung der Steuer rechnen (bitte nach Zeit, Branchen, privat und staat-
lich aufschlüsseln)?

Hierzu liegen der Staatsregierung keine Erkenntnisse vor. 
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4.1 Welche sind nach Kenntnis der Staatsregierung die strittigen Punkte im 
Rahmen der Verhandlungen zwischen den beteiligten EU-Ländern?

4.2 Sofern die Staatsregierung strittige Punkte vertritt, welche vertritt sie?

Gegenstand der derzeitigen Diskussionen sind weitere technische Details, wie etwa die 
Besteuerung von Hinterlegungsscheinen (Depositary Receipts). Weiter ist die Einnah-
menverwendung derzeit ungeklärt. 

5.1 Gibt es – soweit bekannt – gesetzliche EU-Regelungen, die eine Einführung 
erschweren könnten (bitte jeweils mit Aktenzeichen angeben)?

5.2 Gibt es – soweit bekannt – bundesrechtliche Regelungen, die eine Einfüh-
rung erschweren könnten (bitte jeweils mit Aktenzeichen angeben)?

5.3 Können das Bundesland Bayern und die Staatsregierung das Vorhaben er-
schweren, rechtlich sogar verhindern (bitte jeweils mit Aktenzeichen ange-
ben)?

Zum Vorliegen derartiger Regelungen ist nichts bekannt. Die Staatsregierung hat die 
Möglichkeit, über entsprechende Anträge im Bundesrat an der politischen Willensbil-
dung mitzuwirken. 

6.1 Wie ist die Finanztransaktionssteuer in dem diskutierten Konzept aufge-
baut?

6.2 Wird es nach Kenntnis der Staatsregierung eine Staffelung der Steuersätze 
oder Freibeträge für private Sparer, die ihr Geld u. a. auch in Aktien o. Ä. 
anlegen, geben?

6.3 Mit welchen Maßnahmen können die Bürger rechnen, damit ihre Steuerbe-
lastung nicht noch weiter zulegt?

Der derzeitige Entwurf eines Rechtstextes für die an der Verstärkten Zusammenarbeit 
teilnehmenden Mitgliedstaaten sieht eine FTS auf den Erwerb von Aktien von gelisteten 
Unternehmen vor, die ihren Hauptsitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
haben und deren Marktkapitalisierung am 1.Dezember des vorangegangenen Jahres 
1 Mrd. Euro übersteigt. Besteuerungsgegenstand soll dabei der Eigentumsübergang 
anlässlich eines Erwerbs von Anteilen von gelisteten Aktiengesellschaften sein. Ein-
zubeziehen sind alle Handelsplätze in der EU und entsprechende Handelsplätze in 
Drittstaaten. Nicht der Besteuerung unterliegen sollen Erstemissionen, gruppeninter-
ne Transaktionen, Transaktionen im Zusammenhang mit Restrukturierungsmaßnah-
men, Transaktionen bei (Reverse-)Repurchase-Geschäften, Wertpapierleihgeschäften 
und ähnlichen Transaktionen, Market-Making, Aktienrückkaufsprogrammen, Stabili-
sierungsprogrammen und Liquiditätsvereinbarungen. Der Steuersatz soll nicht unter 
0,2 Prozent liegen und 0,3 Prozent nicht übersteigen. 
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7.1 Wie viele Arbeitsplätze in der Finanz- und Bankenbranche gibt es in Bayern 
(bitte nach Metropolregionen und Regierungsbezirken aufschlüsseln)?

7.2 Wie viele Personen mit Aktienbeteiligungen (Aktien, Aktienfonds, Misch-
fonds etc.) gibt es in Bayern (bitte nach Regierungsbezirken aufschlüs-
seln)?

7.3 Wie viele Personen mit Aktienbeteiligungen (Aktien, Aktienfonds, Misch-
fonds etc.) gibt es in Bayern (bitte nach Depotwert in folgende Gruppen 
aufschlüsseln: unter 50.000 Euro, unter 100.000 Euro, unter 500.000 Euro, 
unter 1.000.000 Euro und über 1.000.000 Euro)?

Hierzu liegen der Staatsregierung keine eigenen Erkenntnisse vor. 


